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'560/J A n fra g e 

der Abg. C z e t t e 1, H 0 r r, S t ras s e r l1nd Genossen 

an den Bun~esmini'ster für Finanzen, 

betreffend Gewährung eines ERP-Kredites für die Firma Schoeller-!leckmann 

Stahlwerke. 

-.... -.-.-
Die Firma Schoeller-Bleckmann ist aus verschiedenen Gründen genötigt, 

einen Y.red.i t al.1fzllnehmen, und hat sich u.m die Gewährung eines Kredi tos au.s 

ERP-Mitteln an das Finanzministerium gewandt. Dieses soll die Gewähruns ~ines 

solohen Kredites an die Be~ingung gebunden haben, daß die Bestimmungen der 

bestehenden Arbeitsordnung des Betriebes über das personelle Mitbestimmungs­

reoht des Betri.bsrates abgeändert werde. Diese Bestimmung sieht vo~, daß 

AUfnahmen, Kündigungen und Entlassungen von Arbeitnehmern nuz mit Zustimmul1ß 

des Betriebsrates vorzu.nehmen sind. 

Es ist riohtig, wenn das Finanzministerium die Ge'währung von ERP­

Kredi ten an Bedingungen knüpft" die eine widmungsgemäße VerwendLl.!\€ sowte 

Sicherstellung gewährleisten. Das vom Betriebsrat durohgesetzte pG~sonelle 

Mitbestimmungsrecht steht aber mit der Wirtschaftsführung des Betriebes und 

deshalb mit der Gewährung eines Kredites in keinem wie immer gearteteft Zusam~ 

manhang. Sollte das Finanzministerium die Gewährung des Kredits tatsächlich 

von der Erfüllung der erwähnten Bedingung abhängig machen, würde dieses Vor­

gehen jeder sachlichen Begründung entbehren. Das Finanzmlnistarium mengt sich 

ohne jede kompetenzlllä.ßige Berechtigung in die sozialen Ausei.nandersetzungen 

zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehm~1"n. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn !undesminister 

für Finanzen die nachstehenden 

!.n.f 1"a gen: 

1.) Hat das Bundeaministerium'für Finanzen die GGwähruag des Kred~tea 

an die Firma Schoeller-Bleckmann Stahlwerke tatsächlich an die Bedingung ge­

b~den. daß die Arbeitsordnung des Betriebes in jenen Bestimmungen 'abgeändert 

werde, die dem Betriebsrat ein personalpolitisches Mitbestimm~sreoht in den 

Fragen der Aufnahme und Beendigung der Arbeitsverhältnisse einräumt? 

2.) Ist der Herr Bundesminister bet-eit, sof~rn eine solohe Badineung 

tatsächlich gestellt wurd~, 'dieses Vorgehen zu begründen, bzw. diese Bedi'"8uns 
zurückzuziehen? 
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